Geduldete Personen können aufgrund „fehlender Mitwirkung“ ein Arbeitsverbot erhalten. Die Ausländerbehörde soll mitteilen zu geben, welche konkreten Schritte zur Mitwirkung zu unternehmen sind. 
Name, Vorname

Straße, Hausnummer

PLZ Wohnort

Ausländerbehörde XX

Straße, Hausnummer

PLZ Ort
Datum
Auskunftsanspruch: Mitwirkungspflichten
Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit mache ich einen Auskunftsanspruch entsprechend § 25 VwVfG geltend. 
§ 25 Abs. 1-2 VwVfG besagen:
 „ (1) Die Behörde soll die Abgabe von Erklärungen, die Stellung von Anträgen oder die Berichtigung von Erklärungen oder Anträgen anregen, wenn diese offensichtlich nur versehentlich oder aus Unkenntnis unterblieben oder unrichtig abgegeben oder gestellt worden sind. Sie erteilt, soweit erforderlich, Auskunft über die den Beteiligten im Verwaltungsverfahren zustehenden Rechte und die ihnen obliegenden Pflichten.

(2) Die Behörde erörtert, soweit erforderlich, bereits vor Stellung eines Antrags mit dem zukünftigen Antragsteller, welche Nachweise und Unterlagen von ihm zu erbringen sind und in welcher Weise das Verfahren beschleunigt werden kann. Soweit es der Verfahrensbeschleunigung dient, soll sie dem Antragsteller nach Eingang des Antrags unverzüglich Auskunft über die voraussichtliche Verfahrensdauer und die Vollständigkeit der Antragsunterlagen geben“.

§ 82 Abs. 3 AufenthG besagt:

„(3) Der Ausländer soll auf seine Pflichten nach Absatz 1 sowie seine wesentlichen Rechte und Pflichten nach diesem Gesetz, insbesondere die Verpflichtungen aus den §§ 44a, 48, 49 und 81 und die Möglichkeit der Antragstellung nach § 11 Abs. 1 Satz 3 hingewiesen werden. Im Falle der Fristsetzung ist er auf die Folgen der Fristversäumung hinzuweisen.“
Leider habe ich bis jetzt keine konkreten Hinweise bekommen, wie ich meinen Mitwirkungspflichten nachkommen kann. Ich bitte deshalb um Hinweise zu konkreten Handlungsmöglichkeiten, wie ich meine Mitwirkungspflichten erfüllen kann.
Mit freundlichen Grüßen
-----------------------------

Unterschrift
